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Landesvorstand des Gemeindetags tagt in Stotzheim (F)

Gemeinden verlangen Eröffnungsbilanz der Kreise zur Verwaltungsreform

Kosten zusätzlicher Aufgaben eingegliederter Behörden seit 1995 müssen abgerechnet werden

Stuttgart / Stotzheim (F). Eine Eröffnungsbilanz für die künftige Kostenrechnung der durch die Verwaltungsreform zu den Landratsämtern verlagerten Aufgaben verlangt der Vorstand des Gemeindetags, der heute im elsässischen Stotzheim tagte. Die Folgekosten der Verwaltungsreform in Baden-Württemberg müssten transparent gemacht werden. Kreisangehörige Städte und Gemeinden dürften nicht über die Kreisumlage für staatliche Aufgaben zur Kasse gebeten werden.

„Alle Landkreise müssen mit dem Haushaltsplan 2005 eine Eröffnungsbilanz für die Verwaltungsreform vorlegen,“ verlangte Gemeindetagspräsident Otwin Brucker. „Das ist die Konsequenz aus der Sonderbehördeneingliederung 1995, von der heute angeblich niemand mehr feststellen kann, was sie gekostet und wer sie bezahlt hat.“ Bis heute gebe es keine verlässlichen Zahlen. Erhebungen des Gemeindetags deuten auf ein erhebliches Defizit hin, das die kreisangehörigen Städte und Gemeinden über die Kreisumlage finanziert hätten.

Eröffnungsbilanz sichert klare Kostenermittlung

Bei der wesentlich umfangreicheren Verwaltungsreform 2005 dürfe das nicht noch einmal passieren. Daher müsse die Eröffnungsbilanz vor allem klar stellen:

· die Höhe des Ausgleichsbetrags, den das Land insgesamt für die neu übertragenen staatlichen Aufgaben zahlt,

· die Verteilung der Personalstellen auf die einzelnen Aufgabenbereiche und der laufenden Kosten für Personal, Unterbringung und Verwaltungssachbedarf,

· die geplanten Einnahmen und Ausgaben sowie die Ansätze für innere Verrechnungen (Gemeinkosten) und kalkulatorische Kosten, wobei die Buchungssystematik auch bei Organisationsänderungen beibehalten werden müsse,

· den jährlichen Abgleich, ob die Erstattungen des Landes die Kosten decken und die ‚Effizienzrendite’ erwirtschaftet wurde.

Kosten zusätzlicher Aufgaben beim Land einfordern

„Die Landkreise müssen sich dringend um die Abrechnung zusätzlicher Aufgaben seit der letzten Behördeneingliederung 1995 kümmern. Das sind sie den Umlage zahlenden Gemeinden schuldig,“ mahnte Brucker. Es sei nicht verständlich, warum die Landkreise die ihnen zustehende Kostenerstattung des Landes bisher nicht angefordert hätten.

Seit der Eingliederung von Sonderbehörden 1995  -  Wasserwirtschafts-, Gesundheits- und Veterinärämter  -  seien durch EU- und Bundesrecht neue Aufgaben hinzugekommen: unter anderem bei der Lebensmittelüberwachung, dem Tierschutz und der Trinkwasserkontrolle. Dafür sei im Eingliederungsgesetz von 1994 ein finanzieller Ausgleich vorgesehen, der die Landkreise für zehn Jahre vor Kostensteigerungen durch zusätzliche Aufgaben schütze. Die Frist laufe am 30. Juni 2005 ab.
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